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djb unterstützt Gesetzentwurf zur Entkriminalisierung des Schwanger-

schaftsabbruchs und fordert schnelle Umsetzung 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) hat den heute vorgestellten Gesetzentwurf zur Neu-

regelung des Schwangerschaftsabbruchs intensiv begleitet. Der djb fordert seit langem die 

vollständige Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs und sieht in dem heute vor-

gestellten Gesetzentwurf eine zukunftsweisende Lösung, die im Einklang mit den im Grund-

gesetz garantierten Grundrechten und internationalen Regelungen steht. 

„Dieser Gesetzentwurf zeigt auf, wie ein selbstbestimmter Schwangerschaftsabbruch verfas-

sungskonform entkriminalisiert werden kann. Spätestens jetzt hat der Gesetzgeber keine Aus-

rede mehr, die Reform weiter hinauszuzögern“, sagt Ursula Matthiessen-Kreuder, djb-Präsi-

dentin. 

Der Entwurf betont die eigenverantwortliche Entscheidung der Schwangeren und sieht den 

rechtmäßigen Schwangerschaftsabbruch bis zur 22. Schwangerschaftswoche vor. Die beste-

hende Beratungspflicht und andere Zugangshürden sollen abgeschafft werden, sodass 

schwangere Personen selbstbestimmt entscheiden können, welche Angebote sie in Anspruch 

nehmen wollen. Dies ist eine zentrale Forderung des djb, der bereits seit Jahren auf die drin-

gend notwendige Reform hinweist. 

„Wir fordern Parlamentarier*innen aller demokratischen Parteien auf, das Gesetz in den Bun-

destag einzubringen“, sagt Céline Feldmann, Vorsitzende der interkommissionellen Arbeits-

gruppe Schwangerschaftsabbruch im djb. 

Der Gesetzentwurf wurde federführend von den Juristinnen Prof. Dr. Liane Wörner, Prof. Dr. 

Maria Wersig und Prof. Dr. Friederike Wapler im Auftrag einer Gruppe von zu diesem Thema 

maßgeblichen Verbänden und Organisationen erstellt. Er basiert auf dem Bericht der Kommis-

sion zur reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin, der die drei Autorinnen 

angehörten, und berücksichtigt zudem die Empfehlungen internationaler Menschenrechts-

gremien und Gesundheitsleitlinien. 

Der Grundstein für die Reform ist gelegt. Nun liegt es an den Abgeordneten des Deutschen 

Bundestages, den Gesetzentwurf einzubringen und damit für reproduktive Gerechtigkeit zu 

sorgen. 
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